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Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung dieses sef: Glo-
bal Governance Spotlight tagt das zwischenstaatliche 
Verhandlungsgremium (Intergovernmental Negotiating 
Body, INB) der Weltgesundheitsorganisation (WHO), 
um den Vorentwurf (Zero Draft) eines neuen Vertrags 
zur Bekämpfung von Pandemien zu diskutieren. Die 
Erwartungen der staatlichen und nichtstaatlichen 
Akteur*innen an diesen neuen Pandemievertrag sind 
zweifellos hoch. Nach über zwei Jahren globaler Krise, 
die sich als weit mehr als eine bloße Gesundheitskrise 
entpuppt hat, bietet sich jetzt ganz offensichtlich eine 
einzigartige Gelegenheit, die internationale Zusammen-
arbeit zu verbessern und neue globale Gesundheits-
regeln zu formulieren. Gleichzeitig werden jedoch die 
Hoffnungen, die viele Akteur*innen und Institutionen 
- staatliche wie nichtstaatliche - mit diesem Vertrag in 
spe verbinden, durch eine Reihe von Faktoren erheblich 
getrübt. Diese Faktoren führen dazu, dass die Schaffung 
neuer internationaler Regeln für den Umgang mit ge-
sundheitlichen Notfallsituationen mindestens eine große 
Herausforderung, wenn nicht gar unwahrscheinlich wird. 
Hier möchte ich drei Aspekte hervorheben, die für ein 
besseres Verständnis des Kontextes der Verhandlungen 
der Verhandlungen über den Pandemievertrag beson-
ders relevant sind: der Mangel an international ver-
bindlichen Rechtsvorschriften im Bereich der globalen 
Gesundheit, einschließlich rechtlicher und institutio-
neller Fragmentierung und Komplexität; geopolitische 
Entwicklungen und Machtkämpfe; und Fragen der 
Gleichberechtigung und globalen Gerechtigkeit. Anhand 
dieser Parameter wird aufgezeigt, dass ein neues 
internationales Instrument zur Bewältigung künftiger 
Pandemien, sofern es denn zustande kommt, sowohl 
vielversprechend als auch problematisch sein kann.

Kontext der Verhandlungen über den 
neuen Pandemievertrag 

Viren kennen keine Grenzen - Infektionskrankheiten 
sind ein Musterbeispiel für globale Interdependen-
zen, ihre Prävention und Bekämpfung ein klassisches 
Beispiel für globale Gemeinschaftsgüter. Bereits Mitte 
des 19. Jahrhunderts waren Infektionskrankheiten wie 
Cholera, Pest und Gelbfieber der Ausgangspunkt für 
die ersten internationalen Gesundheitsvereinbarungen. 
Jede weitere globale Gesundheitskrise, die von einer 
Infektionskrankheit ausgelöst wurde, hat zu neuen 
internationalen Vereinbarungen und einer verstärk-
ten Zusammenarbeit zwischen Regierungen geführt. 
Insofern überrascht es nicht, dass die weltweit rasante 
Ausbreitung des SARS-CoV-2-Virus und die damit 
verbundenen unerwarteten und außergewöhnlichen 
Auswirkungen auf das Leben und die Existenzgrund-
lage unzähliger Menschen intensive Anstrengungen 
ausgelöst haben, bestehende Institutionen zu reformie-
ren und zu verbessern sowie neue zu schaffen.

Die COVID-19-Pandemie hat gravierende Defizite in 
den institutionellen Strukturen der globalen Ge-
sundheitspolitik sichtbar gemacht. Dies betrifft unter 
anderem die Grenzen der internationalen Gesund-
heitsvorschriften und der institutionellen Kapazitäten 
der WHO; fehlende Durchsetzungs-, Sanktions- und 
Kontrollbefugnisse der WHO; sowie einen Mangel an 
Gleichberechtigung und Solidarität bei der Verteilung 
von Impfstoffen und anderen Ressourcen. Das Vor-
haben, einen neuen globalen Pandemievertrag auszu-
handeln, geht maßgeblich von einer Gruppe liberaler, 
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multilateral agierender Regierungen der Europäischen 
Union aus. Ihr Vorstoß fand eher verhaltene Resonanz 
bei vielen Ländern des Globalen Südens, die infolge 
der COVID-19-Pandemie bereits ein Jahr großer Not 
und globaler Ungleichheit durchlitten hatten. Auf der 
zweiten Sondersitzung in der Geschichte der WHO im 
November 2021 richtete die Weltgesundheitsversamm-
lung ein zwischenstaatliches Verhandlungsgremium 
(INB) ein, das allen WHO-Mitgliedsstaaten und assozi-
ierten Mitgliedern offensteht. Deklariertes Ziel des Gre-
miums ist es, „ein Übereinkommen, eine Vereinbarung 
oder ein anderes internationales Instrument der WHO 
zur Pandemieprävention, -vorsorge und –reaktion aus-
zuarbeiten und auszuhandeln“. Im Juli 2022 legte das 
INB einen ersten Arbeitsentwurf des WHO-Pandemie-
vertrags vor, der bis Mai 2024 fertiggestellt sein soll.

Heute, zwei Jahre nach der Initiative des EU-Rats-
präsidenten Charles Michel, die vor allem von den 
europäischen Ländern unterstützt wurde, beginnen die 
WHO-Mitgliedstaaten mit ernsthaften Verhandlungen 
über das neue Instrument. Mittlerweile kreist die Dis-
kussion jedoch zunehmend um die Frage, warum wir 
immer noch einen Pandemievertrag brauchen – wie 
eine Reihe von Autor*innen in der Zeitschrift Lancet 
vom Juli 2022 anmerkten (Hannon et al., 2022). Die 
Aufmerksamkeit der Weltöffentlichkeit hat sich weg 
von der COVID-19-Pandemie und hin zum Krieg in der 
Ukraine und zu anderen weltweiten Krisen verschoben 
- zumindest aus Sicht des Globalen Nordens. Hinzu 
kommt, dass die WHO-Mitgliedstaaten die bestehen-
den Internationalen Gesundheitsvorschriften (IGV) 
verbessern wollen - und dies parallel zum erheblichen 
Arbeits- und Ressourcenaufwand, der mit den Ver-
handlungen über ein vollkommen neues internationa-
les Instrument verbunden ist. Die IGV bilden seit 1969 
den Eckpfeiler der internationalen Zusammenarbeit 
und Koordinierung bei der Erkennung und Meldung 
von gesundheitlichen Notfallsituationen auf globaler 
Ebene. Sie wurden 2005 einmal überarbeitet, ließen 
jedoch im Zuge der COVID-19-Pandemie abermals 
deutliche Schwachstellen erkennen. Da sich die inter-
nationale Staatengemeinschaft im Moment auf zwei 
parallel laufende Prozesse zur Ausarbeitung neuer 
Regelungen einlässt, wäre es an der Zeit, die Frage zu 
stellen: Wie realistisch und praktikabel ist die zügige 
Verabschiedung eines neuen, allgemein anerkannten 
internationalen Pandemievertrags?

Versprechen und Gefahren eines neuen 
Pandemievertrags – institutionelle 
Fragmentierung, Geopolitik und 
fehlende Gleichberechtigung

Es gibt derzeit ein großes Momentum für ein neues in-
ternationales Pandemieabkommen. Eine Einschätzung 
des möglichen Erfolgs der Verhandlungen ist allerdings 
ohne die Einordnung in das bestehende rechtliche und 
institutionelle Umfeld, aktuelle geopolitische Prozesse 
sowie die Berücksichtigung der Interessen unterschied-
licher Akteursgruppen kaum möglich.

1. Globale Gesundheit: Institutionelle Kom-
plexität und Fragmentierung im (weichen) 
Rechtssystem 

Die globale Gesundheitspolitik von heute lässt sich als 
ein komplexes Gefüge internationaler Regeln mit einer 
Vielzahl internationaler Organisationen und globaler 
Gesundheitsinitiativen beschreiben, die sich mit ver-
schiedenen Aspekten der Gesundheitspolitik befassen 
(unter anderem mit spezifischen Krankheiten, Finan-
zierung und Handel). Obwohl verständlicherweise gro-
ße Hoffnungen darauf ruhen, dass ein neuer Vertrag für 
mehr Ordnung sorgen und die verschiedenen Bereiche 
der internationalen Zusammenarbeit miteinander ver-
knüpfen könnte, ist die institutionelle Fragmentierung 
heute so weit fortgeschritten, dass diese Hoffnungen 
unbegründet erscheinen. Im Vergleich zu anderen Po-
litikfeldern wie beispielsweise der globalen Umweltpo-
litik, ist die globale Gesundheitspolitik geprägt von fast 
ausschließlich ‚weichen‘ Formen der internationalen 
Kooperation, das heißt nicht bindenden internationa-
len Vereinbarungen. Dieses Ungleichgewicht zwischen 
„weichen“ Normen und Regeln und „harten“ internatio-
nalen Vereinbarungen ist zum Teil darauf zurückzufüh-
ren, dass das Thema Gesundheit häufig in den Bereich 
der sozioökonomischen Politik und Gesetzgebung ein-
geordnet wird. Das Themenfeld ist weltweit nach wie 
vor Gegenstand zahlreicher Auseinandersetzungen und 
Widerstände, die sich unter anderem in den ideolo-
gisch aufgeladenen Debatten über das „Menschenrecht 
auf Gesundheit“ widerspiegeln. Paradoxerweise liegt 
das rechtsverbindliche Abkommen, das im Zuge von 
COVID-19 im Fokus der weltweiten Kontroverse über 
adäquate Regeln für globale Gesundheit steht, komplett 
außerhalb der Zuständigkeit der WHO: das 1994 von 
der Welthandelsorganisation (WTO) verabschiedete 
TRIPS-Abkommen. 

Mit einem neuen, umfassenden Pandemievertrag 
eröffnen sich also vielversprechende Möglichkeiten, das 
Mosaik des globalen Gesundheitsrechts zusammenzu-
fügen und mithin verstreute internationale Normen wie 
Souveränität, Gleichberechtigung, allgemeine Gesund-
heitsversorgung, Menschenrechte und Solidarität in 
einem einzigen internationalen Abkommen zusammen-
zuführen. Der Pandemievertrag kann potenziell auch zu 
einer Stärkung der WHO als Kontrollinstanz für seine 
Umsetzung führen und damit die Position der WHO als 
institutionelles Herzstück der Global Governance für 
Gesundheit festigen. Dennoch wird es eine schwierige 
Aufgabe sein, Kohärenz zwischen dem WHO-Pande-
mievertrag und den internationalen Gesundheitsvor-
schriften bzw. einem unter der WTO geänderten Über-
einkommen über Patentschutz zu erzielen. Fragen der 
Hierarchie und der Beziehungen zwischen den beiden 
Institutionen und ihren Regelwerken sind bereits ein 
Schlüsselthema bei den Vertragsverhandlungen.

Darüber hinaus können die jüngsten Initiativen zur 
Schaffung eines stärker verbindlichen internationalen 
Gesundheitsrechts nicht losgelöst von laufenden insti-
tutionellen Experimenten betrachtet werden, insbe-
sondere solchen, die neue Finanzierungsmodelle und 
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‚funds‘ für Gesundheitsprogramme zum Ziel haben. 
Dazu gehört beispielsweise der „Financial Intermediary 
Fund for Pandemic Prevention“, ein Lieblingsprojekt 
der US-Regierung unter Joe Biden. Aktivitäten dieser 
Art können die Konsolidierung eines verbindlichen 
globalen Gesundheitsrechts untergraben. Die zu-
nehmende Fragmentierung und das institutionelle 
Experimentieren im Bereich der globalen Gesundheit 
bieten Regierungen, die mit einem potenziellen neuen 
Pandemievertrag unzufrieden sind, reichlich Gelegen-
heit, ihre Interessen und Bemühungen auf alternative 
Foren zu verlagern.

2. Geopolitisches Klima und Machtkämpfe

Angesichts der Tatsache, dass immer neue globale 
Notfallsituationen die Welt erschüttern und spalten, 
drängt sich die Frage auf, wie sich diese Entwicklungen 
auf die Verhandlungen über den Pandemievertrag aus-
wirken werden. So haben die Abstimmungen über die 
Resolutionen der UN-Vollversammlung zum Ukraine-
Krieg gezeigt, dass die Enttäuschung vieler Nationen 
des Globalen Südens über die mangelnde Solidarität 
der reichen Länder während der Pandemiezeit ihre Un-
terstützung für eine liberale Weltordnung ins Wanken 
gebracht hat. Auf der 75. Weltgesundheitsversammlung 
im Mai 2022 kritisierte Carlos Correa, Exekutivdirektor 
des South Centre, dass „Solidarität von den Industrie-
ländern proklamiert, aber nicht praktiziert wurde, was 
erhebliche Ungleichheiten bei der Pandemiebekämp-
fung zur Folge hatte“. Die Enttäuschung wird durch 
ganz offensichtliche Kollisionen von Interessen und 
Normen verstärkt. Diese spiegeln sich insbesondere 
im Engagement Deutschlands für die WHO-Reform 
und den Pandemievertrag einerseits und seinem 
Widerstand gegen eine Ausnahmeregelung für COVID-
19-Impfstoffe im TRIPS-Abkommen (TRIPS Waiver) 
bzw. generell gegen eine Änderung der internationalen 
Regeln für geistiges Eigentum in der WTO (World 
Trade Organization, WTO) andererseits wider. 

Resümierend ist festzustellen, dass der größtenteils 
auf eine europäische Initiative zurückgehende Pan-
demievertrag eine reale Chance bietet, die globale 
Pandemie-Governance neu auszurichten, aber auch 
Aspekte der Gerechtigkeit und der ‚gemeinsamen, aber 
unterschiedlichen Verantwortung‘ zwischen Nord und 
Süd bzw. zwischen reichen und armen Ländern in den 
Vordergrund zu stellen. Sollten die Verhandlungen von 
den Status-quo-Interessen der reichen Regierungen 
bestimmt werden, die häufig auch im Zentrum der 
globalen Gesundheitswirtschaft stehen, ist die Wahr-
scheinlichkeit groß, dass sie in eine ähnliche Sackgasse 
münden wie die derzeitigen WTO-Debatten zur Aus-
nahmeregelung im TRIPS-Abkommen.

3. Neufassung der Regeln für globale Gleichbe-
rechtigung und Gerechtigkeit

Bereits im ersten Vorschlag des zwischenstaatlichen 
Verhandlungsgremiums (INB) wurde herausgestellt, 
dass der Vertrag aller Voraussicht nach auch die pan-
demische Nachsorge (Recovery) und das Vorhaben, 

„den Zyklus der Pandemie zu durchbrechen“, einbe-
ziehen werde. Für viele staatliche und nichtstaatliche 
Akteur*innen, die mit den existierenden institutionel-
len Strukturen und Normen der globalen Gesundheits-
politik zutiefst unzufrieden sind, ist es ganz offensicht-
lich, dass die Verabschiedung und der Erfolg des neuen 
Pandemievertrags davon abhängen werden, inwieweit 
es gelingt, ein umfassendes Konzept von Gleichberech-
tigung und globaler Gerechtigkeit umzusetzen - ein 
Konzept, das Gleichstellungsfragen, Antirassismus und 
sozioökonomische Gleichheit einschließt. Entscheidend 
für die Unterstützung eines neuen Pandemievertrags 
durch viele Länder und nichtstaatliche Beteiligte wird 
sein, wie erfolgreich dieser Vertrag die internationalen 
Regeln für Gleichberechtigung in Gesundheitsfragen, 
Zugang zu unentbehrlichen Arzneimitteln, Vorteilsaus-
gleich, gleichberechtigten Zugang zu Gesundheitsdaten 
und deren gemeinsame Nutzung sowie im weiteren 
Sinne für das Menschenrecht auf Gesundheit umgestal-
ten kann. Ihre großen Hoffnungen und Erwartungen 
im Hinblick auf eine grundlegende Veränderung der 
wirtschaftlichen und politischen Parameter globaler 
Gesundheit erstrecken sich nicht nur auf zentrale in-
ternationale Normen, sondern selbstverständlich auch 
auf den Prozess der Vertragsverhandlungen selbst. Wer 
sitzt mit am Verhandlungstisch? Wessen Positionen, 
Interessen und Perspektiven werden sich letztendlich 
in den Vertragsentwürfen widerspiegeln und inwieweit 
werden sich radikalere Auffassungen vieler Nationen 
und nichtstaatlicher Akteur*innen des Globalen Südens 
durchsetzen? Überlegungen dahingehend, wer Zugang 
zu den Verhandlungen über einen Pandemievertrag hat 
und sich Gehör verschaffen kann, lassen sich nicht von 
der Frage abkoppeln, wie tiefgreifend der neue Vertrag 
die Parameter der globalen Gesundheitspolitik verän-
dern wird. Ob ein neuer Pandemievertrag weltweit auf 
breite Zustimmung stößt, wird im Wesentlichen davon 
bestimmt sein, inwieweit darin internationale Normen 
und Regeln in Bezug auf internationale Solidarität und 
die Problematik von Ungleichbehandlung und Macht-
gefällen in und außerhalb der WHO berücksichtigt 
werden. Nach den ersten Arbeitsentwürfen zu urteilen, 
könnte der neue Vertrag jedoch gerade deshalb schei-
tern, weil er von vielen Beteiligten als das Allheilmittel 
für die zahlreichen Unzulänglichkeiten der Regelwer-
ke und Institutionen angesehen wird, die die Global 
Governance für Gesundheit prägen.

Empfehlungen

Wie aus der vorstehenden Analyse hervorgeht, ist 
es kaum vorhersehbar, welche Konturen ein neuer 
Pandemievertrag annehmen wird. Die internationalen 
Regeln, die nach dem Zweiten Weltkrieg und dem Ende 
des Kalten Krieges geschaffen und in Verträgen und 
Institutionen verankert wurden, sind angesichts einer 
erneuten globalen Gesundheitskatastrophe wirkungslos 
geblieben. Diese Katastrophe hat bisher nicht nur 6,6 
Millionen Menschen das Leben gekostet, sondern auch 
zu einer massiven wirtschaftlichen und sozialen Krise 
geführt, deren Nährboden erhebliche nationale und 
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internationale Ungleichheiten bildeten. Unter diesen 
geopolitischen Rahmenbedingungen ist es keines-
wegs sicher, dass sich staatliche und nichtstaatliche 
Akteur*innen auf der ganzen Welt auch weiterhin für 
die Aushandlung des Vertrags einsetzen werden. Dies 
wird umso mehr gelten, sollte sich der vorgesehene 
Zeitrahmen - mit einer Verabschiedung im Jahr 2024 - 
als unrealistisch erweisen. 

Die Regierungen der Europäischen Union (einschließ-
lich Deutschlands), die sich an die Spitze der Vertrags-
verhandlungen stellen, tragen eine große Verantwor-
tung. Sie müssen sich gegenüber den Interessen eines 
breiten Spektrums von Regierungen und nichtstaatli-
chen Akteur*innen deutlich aufgeschlossen zeigen, um 
die Pandemie-Governance von eng gefassten Aspekten 
der Gesundheitssicherheit, Koordinierung und Über-
wachung auf wesentlich umfassendere Aufgaben zur 
Konsolidierung von Gesundheitssystemen, Förderung 
der Gleichberechtigung, und Umgestaltung globaler 
ökonomischer Strukturen zu verlagern. Sofern sie 
ein ernsthaftes Interesse daran haben, nicht nur die 
Parameter globaler Reaktionen auf Gesundheitskrisen, 
sondern auch die zahlreichen wirtschaftlichen und 
sozialen Ursachen globaler Gesundheitsnotstände zu 
verändern, werden sie einen breiten Schulterschluss 
suchen müssen. Und dies gemeinsam mit unterschied-
lichsten staatlichen und nichtstaatlichen Akteur*innen, 
die sich für einen Transfer der neuen Normen zur 
‚gemeinsamen, aber unterschiedlichen Verantwortung‘ 
aus den Klimaverhandlungen in die Governance von 
Pandemien einsetzen. Aus diesen Überlegungen erge-
ben sich zwei Handlungsempfehlungen für die Bun-
desregierung: Erstens muss Deutschland normative 
Kohärenz zeigen, um als ernsthafter und glaubwürdiger 
Befürworter des neuen Pandemievertrags wahrgenom-
men zu werden. Wenn sich Deutschland (wie auch 
Großbritannien, Kanada und die Europäische Union) 
in der WTO weiterhin gegen eine Ausnahmeregelung 
für den COVID-19-Impfstoff ausspricht, wie ernsthaft 
kann dann sein Einsatz für das Menschenrecht auf 
Gesundheit, Gerechtigkeit und die Konsolidierung der 
Gesundheitssysteme angesehen werden? Der derzei-
tige Vorentwurf für den Pandemievertrag umfasst 
allein sechs Punkte zum geistigen Eigentum, darunter 
eine Passage über Bedenken, dass der Patentschutz 
für lebensrettende medizinische Technologien eine 
Gefährdung des Menschenrechts auf Gesundheit dar-
stellt. Deutschland wird seine Position in der WTO in 
Bezug auf das TRIPS-Abkommen überdenken müssen, 
wenn es weiterhin als führende Nation und Rückgrat 
einer Global Governance für Gesundheit auftreten 
will, die auf Kohärenz und Gerechtigkeit ausgerichtet 

ist. Zweitens sollte sich Deutschland im Zuge seiner 
Bemühungen um stärkere Vielfalt in der globalen 
Gesundheitspolitik für eine breit aufgestellte Vertrags-
entwurfsgruppe und eine maßgebliche Mitwirkung von 
gemeinnützigen Nichtregierungsorganisationen bei der 
Überwachung und Umsetzung der Bestimmungen des 
Pandemievertrags engagieren. Als einer der wenigen 
WHO-Mitgliedsstaaten mit einer nationalen Jugend-
vertretung in der Weltgesundheitsversammlung sollte 
sich Deutschland beispielsweise auch für eine adäqua-
te Vertretung der Jugend als Interessengruppe am 
Verhandlungstisch einsetzen. Vor dem Hintergrund der 
jüngsten Bemühungen um eine feministische Außenpo-
litik ist Deutschland zudem gut beraten, verstärkt die 
Gleichberechtigung der Geschlechter bei Pandemievor-
sorge und -reaktion zu fördern.
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